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Starkes Wachstum bei  
schwierigen Arbeitsbedingungen 

Die Sozialwirtschaft im Land Bremen

In aller Kürze:

Mittlerweile jede/jeder achte Beschäftigte im Land Bremen ist in der 
Sozialwirtschaft tätig. Damit ist die Branche beschäftigungsintensi-
ver als das Bau- oder Gastgewerbe und hinsichtlich der Zahl der 
Beschäftigten annähernd so groß wie die Metall-, Elektro- und Stahl-
industrie zusammen. Die Sozialwirtschaft stellt zudem mit einem 
Anstieg der Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten von 
25 Prozent zwischen 2008 und 2018 eine der am stärksten und kon-
junkturunabhängig wachsenden Branchen im Land Bremen dar. Mit 
einer Wertschöpfung von durchschnittlich rund 2,3 bis 2,7 Milliar-
den Euro pro Jahr tragen die sozialen Dienstleistungen ferner erheb-
lich zur Stärkung der Regionalwirtschaft Bremens bei. Damit geht 
jedoch unter weiterhin schwierigen finanziellen Rahmenbedingungen 
ein hoher Kostendruck einher, der häufig an die Beschäftigten weiter-
gegeben wird. Fehlende Tarifbindung, unterdurchschnittliche Brutto-
monatsverdienste bei hohen Teilzeitquoten und stetig wachsende 
psychische und physische Belastungen am Arbeitsplatz machen die 
Berufsbilder für zu wenige Menschen attraktiv. Die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen in diesem Bereich muss daher in Anbetracht 
eines massiven Fachkräftemangels stärker in den Mittelpunkt des 
Handelns rücken. Hierbei ist vor allem die öffentliche Hand gefordert. 
Das betrifft eine aufgabenadäquate sowie dynamisierte Refinanzie-
rung, die erhebliche Verbesserung der Entlohnung und Tarifbindung 
sowie verstärkte Aktivitäten zur Fachkräftegewinnung. Ferner  müssen 
mit dem zusätzlichen Personal konkrete Schritte zur Reduktion von 
Arbeitsbelastungen erfolgen.

Zum Begriff der Sozialwirtschaft

  Der Begriff „Sozialwirtschaft“ hat sich im deut­
schen Sprachgebrauch als Sammelbezeichnung für 
soziale personenbezogene Dienstleistungen wie 
 Kindertagesbetreuung, Jugend-, Eingliederungs- und 
Altenhilfe etabliert. Allerdings sucht man eine ein­
heitliche Definition in der wissenschaftlichen Lite­
ratur vergeblich. Auch in der Wirtschaftszweigklas­
sifikation des Statistischen Bundesamts wird keine 
Sozialwirtschaft geführt und die dort verwendeten 
Begriffe entsprechen nur teilweise den Termini in 
der Sozialwirtschaft. Deshalb ist es in entsprechen­
den Studien erforderlich, eine passende Definition 
zu entwickeln, die jeweilig einbezogenen Teilberei­
che entsprechend den Statistiken der Bundes agentur 
für Arbeit zuzuordnen und bei  Passungsproblemen 
Abschätzungen vorzunehmen.
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In einer im Auftrag der Arbeitnehmerkammer 
 Bremen vom Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw) 
durchgeführten Branchenstudie zur Sozialwirt­
schaft im Land Bremen für den Zeitraum 2008 
bis 2018 wurde die Sozialwirtschaft aufgabenbe-
zogen eingegrenzt. So bildeten trägerunabhängig 
die  Kinder- und Jugendhilfe, die Altenhilfe inklu­
sive Altenpflege, die Behindertenhilfe und die 
Gesundheitshilfe (Krankenhäuser ohne niederge­
lassene Ärzte) die vier Kernsäulen. Ergänzt wurden 
diese durch die Flüchtlings- und Migrationsarbeit 

sowie die Qualifizierungshilfen, die Obdachlosen-/
Wohnungs losenhilfe, allgemeine Sozialberatungs­
formen und den Katastrophenschutz. Auch die Aus­
bildung für typische Sozialwirtschaftsberufe stellte 
einen Teilbereich dar. Diese Aufgabenfelder wur­
den mithilfe der Wirtschaftszweigklassifizierung 
des Statistischen Bundesamts operationalisiert. 
Abschätzungen erfolgten zumeist durch den Anteil 
der Sozialberufe an den sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in den jeweiligen Wirtschaftsklassen.
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Entwicklung der Sozialwirtschaft  
im Land Bremen

In Übereinstimmung mit den Befunden anderer 
Sozialwirtschaftsgutachten zeigen die Analyseergeb­
nisse die hohe volkswirtschaftliche Bedeutung der 
Sozialwirtschaft. Da sich die Studien in Hinblick 
auf die Sozialwirtschaftsdefinition, das methodische 
Vorgehen und inhaltliche Schwerpunktsetzungen 
jedoch zum Teil deutlich unterscheiden, ist ein Ver­
gleich der quantitativen Befunde kaum möglich.
Für das Land Bremen kann aber festgehalten wer­
den, dass mit über 41.000 sozialversicherungs­
pflichtig Beschäftigten (Stand 30.06.2018) mittler-
weile jede/jeder achte Beschäftigte im Land 
Bremen in der Sozialwirtschaft tätig ist. Damit ist 

die Sozial wirtschaft deutlich beschäftigungsinten­
siver als zum Beispiel das Bau­ oder Gastgewerbe 
und hinsichtlich der Zahl der Beschäftigten annä­
hernd so groß wie die Metall-, Elektro- und Stahl-
industrie zusammen. Dabei umfassen die Kranken­
häuser mit etwa einem Drittel den größten Anteil, 
in der sozia len Betreuung älterer und behinder­
ter Menschen arbeitet etwas mehr als ein Fünftel 
der Beschäftigten der Sozialwirtschaft. Zum sons­
tigen Sozialwesen und den Heimen wird jeweils 
ein Sechstel der Beschäftigten zugeordnet. Die 
Zahl der sozialver sicherungspflichtig Beschäftig­
ten in der Bremer Sozialwirtschaft hat sich zwi­
schen 2008 und 2018 um etwa 25 Prozent erhöht. 
 Dieser Anstieg ist sowohl im Vergleich zur Gesamt­
anzahl aller Beschäftigten im Land Bremen als auch 

Teilbereiche der Sozialwirtschaft

Kinder- und Jugendhilfe, das heißt

 Familienförderung, Familien-/Sorgerechtsberatung 

 gemeinsame Wohnformen

 Kindertagesbetreuung

 Horte und Ganztagsbetreuung in Schulen

 Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit

 Hilfen zur Erziehung

Altenhilfe inklusive Altenpflege, das heißt

 ambulante soziale Dienste

  sonstige soziale Betreuung älterer Menschen/Behin-

derter

 offene Angebote / Beratung für Ältere

 betreutes Wohnen

 ambulante und stationäre Langzeitpflege

Behindertenhilfe, das heißt

 Beratungsstellen (zum Beispiel ReBUZ)

 Frühförderung

 Assistenzen in Schule

 berufliche Integrationshilfen

 Wohn- und Betreuungsangebote 

 Werkstätten für behinderte Menschen

 Fahrdienste

Gesundheitshilfe, das heißt

 Gesundheitswesen

 Krankenhäuser

 sozialpsychiatrische Versorgung

 Suchtbekämpfung

Migrations- und Flüchtlingsarbeit, das heißt

 Migrationsberatung

 Flüchtlingshilfe

Qualifizierungshilfen, das heißt

  berufliche Rehabilitation sowie Qualifikationsmaß-

nahmen für Arbeitslose, sofern der Teilhabe- und  

nicht der Ausbildungsaspekt im Vordergrund steht

Obdachlosen-/Wohnungslosenhilfe, das heißt

 Wohnplätze inklusive Beratung und Unterstützung

Allgemeine Sozialberatungsformen, das heißt

 Schuldnerberatung

 Clearing-Stellen

 allgemeine Lebensberatung

Katastrophenschutz, das heißt

 Schutz der Allgemeinheit vor Gefahren und Schäden

Ausbildung in der Sozialwirtschaft, das heißt

 Schulen des Gesundheitswesens

 Erzieherinnenausbildung

 Sozialpädagogenausbildung

Abbildung 1: 
Teilbereiche der Sozialwirtschaft

Quelle: Eigene Darstellung

—  57



80%

100%

120%

140%

160%

180%

200%

220%

240%

260%

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

gesamt alle Branchen
gesamt Sozialwirtschaft
Kindergärten und Vorschulen
Krankenhäuser

Heime (ohne Erholungs- und Ferienheime)
soziale Betreuung älterer und behinderter Menschen
sonstiges Sozialwesen 

Abbildung 2: 
Beschäftigungswachstum nach Teilbereichen (2008=100 %)

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der Bundesagentur für Arbeit, Stand jeweils 30. Juni
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sich von 2008 bis 2018 ein deutlich überdurch­
schnittlicher und konjunkturunabhängiger Anstieg 
der durch die Sozialwirtschaft generierten Wert­
schöpfung (siehe Abbildung 3). Der Anteil der Sozial­
wirtschaft an der gesamten Wertschöpfung im Land 
Bremen hat sich seit 2008 von rund sechs auf acht 
Prozent erhöht. Direkte, indirekte und induzierte 
Effekte ergeben zusammen sogar eine Wertschöp­
fung von durchschnittlich rund 2,3 bis 2,7 Milli­
arden Euro pro Jahr. Damit tragen die  sozialen 
Dienstleistungen erheblich zur Stärkung der Regio-
nalwirtschaft Bremens bei. Aus den Beschäfti­
gungszahlen der Sozialwirtschaft lassen sich zudem 
Steuer einnahmen von durchschnittlich 233 bis 268 
Millionen Euro pro Jahr nach Länderfinanzaus­
gleich ableiten. Eine Reduzierung der Sozialwirt­
schaft auf die dadurch verursachten Kosten hält 
einer sorgfältigen Prüfung also nicht stand.

zur Anzahl derjenigen im Dienstleistungssektor 
deutlich überdurchschnittlich. Ferner wird die Kon­
junkturunabhängigkeit im Anstieg deutlich, wenn­
gleich das Beschäftigungswachstum von 2013 bis 
2018 fast dreimal so hoch ausfällt wie der Anstieg 
von 2007 bis 2013. Das sonstige Sozialwesen (vor 
allem Flüchtlings- und Migrationsarbeit sowie 
Horte/Ganztagsschulen) und die Kindertagesbetreu­
ung haben sich im Betrachtungszeitraum besonders 
dynamisch entwickelt (siehe Abbildung 2). Dagegen 
verzeichneten die Krankenhäuser und stationären 
Heime im Land  Bremen ein unterdurchschnittliches 
Beschäftigungswachstum (siehe	Artikel	„Pflegeperso-
nal entlasten, halten und gewinnen“ in diesem Bericht, 
S. 93–100).

Da die Investitionen im Dienstleistungsbereich nied­
riger ausfallen als im Industriesektor, fällt der Wert­
schöpfungsanteil der Sozialwirtschaft auch gerin­
ger aus als der Beschäftigtenanteil. Dennoch zeigt 
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Abbildung 3: 
Entwicklung der Wertschöpfung der Sozialwirtschaft im Land Bremen (2008=100 %); 
in jeweiligen Preisen

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der VGR der Länder 2017
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Auf der Angebotsebene zeigt sich im Unter-
suchungszeitraum ein massiver Mangel an Kinder-
tagesbetreuungsplätzen. Trotz deutlich  gestiegener 
Ausbaudynamik seit 2015 gelingt es bisher vor 
allem in sozial benachteiligten und zuletzt stark 
gewachsenen Stadtteilen nicht, ein  bedarfsgerechtes 
Angebot vorzuhalten. In der Jugendhilfe ist eine 
inhaltliche Verschiebung in der Weise feststellbar, 
dass sich die Zahl der Einrichtungen der Jugend­
arbeit trotz teilweise steigender Bedarfe  verringert 
hat, während die Kapazitäten im Bereich der 
 Hilfen zur Erziehung oder sonstigen teilstationä­
ren oder stationären Jugendhilfe deutlich zugenom­
men haben. Im medizinischen Bereich ist die Zahl 
der Krankenhäuser im Land Bremen zwar konstant, 

die Anzahl der Kranken hausbetten ist jedoch zwi­
schen 2007 und 2015 gesunken. Ferner hat sich 
zwischen 2007 und 2015 die Zahl der verfügba­
ren Plätze in der stationären Altenpflege um fast 
17 Prozent erhöht. Die Zahl der ambulanten Pflege­
dienste stagniert. Insgesamt hat aber die Bedeutung 
von Private- Equity-Investoren durch Übernahmen 
 kleiner inhabergeführter Betriebe durch Großkon­
zerne zugenommen. Durch den Fachkräftemangel 
stockt der Ausbau dringend erforderlicher Angebote 
in der Kindertagesbetreuung sowie Altenpflege. 
Bestehende Einrichtungen müssen derzeit teilweise 
Platzkapazitäten zurückfahren, neue Einrichtungen 
können nicht in vollem Umfang eröffnen.
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dass das Problem der untertariflichen Bezahlung in 
der Altenhilfe dadurch noch nicht gelöst sei. Der TV 
PfliB müsse für allgemein verbindlich erklärt und 
die Refinanzierung durch die Kosten träger abge­
sichert werden. Neben tariflicher und nicht tarif­
lich gebundener Beschäftigung existiert in der Sozi­
alwirtschaft noch der sogenannte „Dritte Weg“ für 
kirchliche Arbeitgeber. In den Expertenge sprächen 
zeigte sich dabei allerdings der Trend, dass im 
Betrachtungszeitraum 2008 bis 2018 der Dritte Weg 
im Land Bremen etwas an Bedeutung verloren hat.

Trotz hoher fachlicher Anforderungen liegen die 
Einkommen in den Sozialberufen – trotz zuletzt 
überdurchschnittlicher Zunahmen – immer noch 
unter dem Durchschnitt aller Vollzeitbeschäftigten. 
Im Vergleich der alten Bundesländer sind die Ver­
dienste in der Krankenpflege in Bremen überdurch­
schnittlich, in der Altenpflege unterdurchschnitt­
lich. Arbeitnehmervertretungen kritisieren die 
Bezahlung von Fachkräften der Sozialarbeit/Sozial-
pädagogik im Vergleich zu vielen anderen akade­
mischen Berufen und in Anbetracht der gestiegenen 
Anforderungen als wenig aufgabenadäquat. Gehalts­
unterschiede zwischen dem TV-L und dem TVöD 
werden zudem vielfach als Wettbewerbsnachteil bei 
der Personalakquise bemängelt. Die Ein gruppierung 
von Erzieherinnen und Erziehern in städtischen 
Kinder tagesstätten mit erheblichen sozialen Her­
ausforderungen in die Entgeltgruppe 8b stellt einen 
ersten Schritt zur notwendigen Aufwertung der 
Erziehungs berufe dar und trägt der wachsenden 
sozialen Spaltung Bremens Rechnung.

Überdurchschnittlich viele Beschäftigte in den 
Sozia berufen sind hohen psychischen und physi­
schen Belastungen ausgesetzt und mit der gesell­
schaftlichen Anerkennung ihrer Tätigkeit unzufrie­
den. Die bereits hohe Arbeitsbelastung nimmt durch 
den akuten Fachkräftemangel, infrastrukturelle 
Defizite, zunehmende fachliche Anforderungen und 
steigende bürokratische Auflagen sukzessive zu und 
verschlechtert das Image der Berufsbilder weiter.

Arbeitsbedingungen in der  
Sozialwirtschaft

Mit dem dynamischen Wachstum der Sozialwirt­
schaft geht unter weiterhin schwierigen finanziellen 
Rahmenbedingungen ein hoher Kostendruck einher, 
der häufig an die Beschäftigten weitergegeben wird. 
Das betrifft vor allem Frauen: Drei von vier Beschäf­
tigten in der Sozialwirtschaft sind weiblich, fast 60 
Prozent von ihnen arbeiten in Teilzeit und 4.500 
geringfügig Beschäftigte in Minijobs. Die Teilzeit­
quote steigt im Untersuchungszeitraum deutlich an 
und liegt in Bremen höher als in Bremerhaven. Als 
Ursachen für Teilzeitarbeit gelten dabei vor allem 
der Wunsch der Beschäftigten nach Belastungsre­
duktion: zum Beispiel durch bessere Möglich keiten 
der Vereinbarkeit von Familie, Privatleben und 
Beruf sowie die Strategie der Einrichtungen durch 
mehr Teilzeitbeschäftigte flexibler auf Krankheits­
fälle, Änderungen öffentlicher Mittelzuweisungen 
oder die Abdeckung von Rand- und Nachtarbeits­
zeiten reagieren zu können. Befristete Anstellungen 
von Fachkräften seien dagegen in der Sozialwirt­
schaft aufgrund des Fachkräftemangels rückläufig.

Daten zur Tarifbindung nach Branchen liegen dif­
ferenziert für das Land Bremen nicht vor. Bundes­
weite Zahlen aus dem IAB-Betriebspanel von 2017 
zeigen, dass über die Hälfte der Beschäftigten in 
den Bereichen Gesundheits­ und Sozialwesen sowie 
Erziehung und Unterricht in den alten Bundes-
ländern tarifgebunden beschäftigt ist. Dabei domi­
nieren Branchentarifverträge gegenüber Haustarif­
verträgen. Der Anteil tarifgebundener Beschäftigung 
ist jedoch seit 2009 leicht rückläufig. Bremenspe­
zifische Einschätzungen von Arbeitnehmervertre­
tungen machen deutlich, dass in Teilen der Sozial­
wirtschaft tarifliche Vergütung zuletzt wieder an 
Bedeutung gewonnen hat. So ließen sich zahl reiche 
Träger identifizieren, die nach einer Phase von feh­
lender Tarifbindung nun wieder auf einen Tarif­
vertrag für ihre Beschäftigten verweisen. Überwie­
gend seien diese Tarifverträge an die Vergütung 
im öffentlichen Dienst angelehnt oder strebten an, 
diese schrittweise zu erreichen. Ferner wird aufsei­
ten der Freien Wohlfahrtspflege und der betriebli­
chen Akteure die Entwicklung rund um den Tarif­
vertrag Altenpflege in Bremen (TV PfliB) als positiv 
eingeschätzt. Der 2017 abgeschlossene träger-
übergreifende Tarifvertrag für die Beschäftigten in 
der Altenpflege gilt für insgesamt 16 Pflege anbieter 
mit insgesamt circa 3.200 Beschäftigten. Das 
Niveau des TV PfliB soll dabei schrittweise auf das 
Niveau des Tarifvertrages der Länder angehoben 
werden. Allerdings mahnen zahlreiche Träger an, 
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Schlussfolgerungen und  
Handlungsempfehlungen

Da der ganz überwiegende Teil der Sozial wirtschaft 
durch die öffentliche Hand gesteuert wird, beste­
hen gerade dort politische Einflussmöglich keiten. 
Das betrifft erstens die Finanzierung: So  lassen sich 
viele Beispiele aufzeigen, wie stagnierende öffent-
liche Zuwendungen bei gleichzeitig steigenden 
 Kosten, Eigenanteile der Träger, Kostenver gleiche 
und nicht anerkannte Ausgaben im Rahmen von 
Entgeltverhandlungen, die Nicht-Refinanzierung 
von Tariflöhnen durch Kostenträger, wachsende 
Dokumentationspflichten sowie eine unzu reichend 
handlungsfähige öffentliche Sozialverwaltung zu 
Verschlechterungen auf der Angebotsebene und in 
Hinblick auf die Arbeitsbedingungen führen. Hier 
sind je nach Kostenträgerschaft das Land  Bremen, 
seine Stadtgemeinden Bremen und Breme rhaven 
oder die Kranken- und Pflegekassen gefordert, 
 stärker auf die Folgen nicht auskömmlicher Finan­
zierung auf die Angebotsqualität, die Arbeitsbedin­
gungen und somit auch die Attraktivität der Berufs­
bilder zu achten. Aus dem Subsidiaritätsprinzip 
lässt sich zwar ein Vorrang der Freien Wohlfahrts­
pflege bei der Leistungserbringung ableiten – der 
Grund dafür ist jedoch die bessere Bürgernähe –, 
nicht die Entlastung des Staats aus der Finanzierung 
sozialpolitischer Pflichtaufgaben.

Zweitens wird das Dilemma des Zusammenhangs 
von Personalmangel und Arbeitsbedingungen deut­
lich. Eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
erfordert mehr Personal, was jedoch auch aufgrund 
der bisherigen Arbeitsbedingungen nicht zur Ver­
fügung steht. Neben einer erheblichen Verbesse­
rung der Entlohnung und Tarifbindung braucht es 
daher zusätzlich auch verstärkte Aktivitäten zur 
Fachkräftegewinnung (zum Beispiel Erhöhung der 
Aus bildungskapazitäten, Verstärkung praxisinteg­
rierter Ausbildungsmodelle, Förderung der berufs­
begleitenden Weiterqualifizierung, Abbau von 
 Hürden für die Anerkennung ausländischer Fach­
kräfte). Ferner müssen mit dem zusätzlichen Per­
sonal konkrete Schritte zur Reduktion von Arbeits­
belastungen erfolgen (zum Beispiel Verbesserung 
der Personalschlüssel, mehr Springerkräfte, inten­
siverer Arbeits­ und Gesundheitsschutz, Leitungs­
freistellungen). Letztendlich werden aber auch diese 
personal bezogenen Maßnahmen die Bereitstellung 
von mehr öffentlichen Mitteln für die Sozialwirt­
schaft er  fordern.

Eine bedarfsgerechte Sozialwirtschaft mit attrak­
tiven Arbeitsbedingungen sollte es dem Staat aber 
wert sein, insbesondere mit Blick auf die wachsen­
den Aufgaben in diesem Bereich wie zum Beispiel 
Kinderschutz, Bildung und Betreuung von Kindern 
und Jugendlichen, Gesundheitsversorgung und 
menschenwürdige Pflege einer älter werdenden 
Gesellschaft, Integration einer wachsenden Zahl von 
Zugewanderten, Teilhabe von älteren und behinder­
ten Menschen und Armutsfolgenbearbeitung. Auf­
gabe der Bundespolitik ist es hierbei sicherzustellen, 
dass Bundesländer und Kommunen vergleichbare 
fiskalische Rahmenbedingungen haben. Überschul­
dete Haushalte und geringe Steuereinnahmen dür­
fen nicht dazu führen, dass gerade dort, wo viele 
Menschen auf soziale Dienstleistungen angewiesen 
sind, diese nur unzureichend zur Verfügung gestellt 
werden und mit schlechteren Arbeitsbedingungen 
verbunden sind.
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